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Millionen Deutsche werden bei der bundesweiten Volkszählung im Mai Besuch von
Fragestellern bekommen. In Sachsen könnten auch Rechtsradikale unter den Interviewern
sein: Die NPD ermuntert ihre Sympathisanten, sich als Freiwillige zu melden - um politische
Gegner auszuforschen.

Berlin - Es wird eine riesige Datensammlung: Im kommenden Mai sollen 80.000 Helfer in
ganz Deutschland ausschwärmen und zehn Prozent aller Haushalte einen Besuch abstatten.
Im Rahmen der Volkszählung sollen sie grundlegende Daten wie Familienstand, Wohnver-
hältnis, Religion, Ausbildung und Arbeitssituation von Millionen Bundesbürgern erfassen -
siehe Infokasten:

Es ist eine große logistische Herausforderung für die Behörden in den Bundesländern. Allein
Sachsen benötigt dafür 6000 Volkszähler - und sucht noch Freiwillige.

Die NPD sieht darin offenbar eine Chance: Die rechtsextreme Partei ruft ihre Mitglieder und
Sympathisanten im Internet dazu auf, sich bei einer der 39 Erhebungsstellen in Sachsen zu
melden und bei der Befragung mitzuhelfen. Mit Hintergedanken: Der "besondere Reiz" liege
darin, "Eindrücke von den persönlichen Lebensverhältnissen des einen oder anderen
'Antifaschisten' bekommen" zu können, schreibt die Partei. Außerdem will die NPD "nation-
aldemokratische 'Marktforschung' zur idealen Wähleransprache" betreiben, wie es in dem
Aufruf des sächsischen NPD-Abgeordneten Jürgen Gansel heißt.

Ein Gesetz verpflichtet Bundesbürger zur Teilnahme an der Zählung - wer sich weigert,
riskiert Strafen. Beim Statistischen Landesamt in Sachsen ist der Aufruf der NPD bekannt.
Man sei sensibilisiert, sagt die zuständige Referentin, Mandy Hillig. Die 39 im Land
verteilten Erhebungsstellen würden bei der Auswahl der Freiwilligen auf Zuverlässigkeit und
Auftreten achten. Es gebe aber "keinen Anlass, einem NPD-Mitglied die Tätigkeit als Inter-
viewer zu verwehren". Sollte einer der Freiwilligen seine Tätigkeit für politische Arbeit oder
auch für Verkaufsgespräche missbrauchen und Informationen weiterreichen, habe das
rechtliche Konsequenzen.

Politikerin vermutet PR-Aktion

NPD-Mann Gansel spricht gleichwohl von einer "vordergründigen juristischen Grauzone".
Die Interviewer würden bei den Befragungen persönliche Eindrücke erhalten, die dann
Anhaltspunkte für künftige Wahlwerbung sein könnten. "Eine juristische Grenzüberschre-
itung wird es nicht geben." Offenbar sieht er in dem Zensus aber gute Chancen für seine
Partei. Die Behörden in Sachsen suchten "verzweifelt" nach Freiwilligen, schreibt er.



Dagegen zeigt sich das Statistische Landesamt zuversichtlich: Man werde genügend frei-
willige Helfer für die Zählung finden, die Suche habe schließlich gerade erst begonnen. Bis
die Schulungen für die Fragesteller im März und April beginnen, soll mit Zeitungsanzeigen
nach weiteren Helfern gesucht werden. Pro Hausbesuch erhalten diese 7,50 Euro.

Unter Abgeordneten wird der Aufruf der NPD kritisch beäugt: "Wir müssen jetzt sehr genau
überlegen, ob wir das an die große Glocke hängen", sagt Kerstin Köditz, die für die Linke im
sächsischen Landtag sitzt und sich gegen Rechtsextremismus engagiert. "Es ist doch völlig
unklar, ob die NPD überhaupt genug Leute mobilisieren kann."

Einfache Lösung: Per Post antworten

Rund 1000 Mitglieder hat die NPD in Sachsen, der Verfassungsschutz zählte 2009 rund 2700
Rechtsextreme. Den Rechtsextremen gelang 2009 zum ersten Mal in der Parteigeschichte der
wiederholte Einzug in einen Landtag. Doch die Zahl der Wähler hatte sich halbiert, die Partei
kam auf 5,6 Prozent und stellt nur noch acht Abgeordnete. Im Landesparlament fiel die Frak-
tion unter Vorsitz von Holger Apfel bisher mehr durch Provokationen als durch Politik auf.

Mit ihrem bürgerlichen Anstrich, dem "Sächsischen Weg", ist der Landesverband in der NPD
isoliert, die Bundesspitze drängt auf Radikalisierung. Im Februar 2010 geriet der jährliche
Aufmarsch von Rechtsextremen in Dresden zum Desaster. Tausende Demonstranten verhin-
derten mit Blockaden die größte Nazi-Aktion in Europa.

In der Vergangenheit hatte die NPD in Sachsen mit der Ankündigung für Aufsehen gesorgt,
dass Mitglieder und Sympathisanten sich künftig verstärkt bei den Freiwilligen Feuerwehren
oder als Schöffen engagieren würden. Das Engagement fiel aber mangels zuverlässiger Frei-
williger weniger bedeutsam aus.

Nun trommelt die NPD also unter ihren Anhängern zur Volkszählung - ein erneuter Versuch,
sich als "Kümmerpartei" darzustellen, wie der sächsische Verfassungsschutz feststellt. Der
Behörde erscheint es "durchaus wahrscheinlich", dass Rechtsextremisten vereinzelt ver-
suchen könnten, als Interviewer neue Kontakte zu knüpfen.

Sollte zum Zensus 2011 trotz aller Sorgfalt der Erhebungsstellen ein Neonazi vor der Woh-
nung stehen, gibt es für die Bürger allerdings eine einfache Lösung: "Niemand muss mit den
Leuten an der Tür reden", sagt Mandy Hillig vom Statistischen Landesamt. Wer ein Problem
mit der persönlichen Befragung habe, könne den Fragebogen auch entgegennehmen, allein
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ausfüllen und per Post abschicken. "Außerdem können uns die ausgewählten Haushalte auch
über das Internet antworten."
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die tageszeitung, 07.01.2011, Neonazis als Volkszähler, Wolf Schmidt,
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Die sächsische NPD ruft ihre Anhänger auf, sich als Interviewer für die Volkszählung zu
melden – um Linke auszuforschen. Die Statistikämter sind alarmiert.

BERLIN taz | Die sächsische NPD ruft Mitglieder und Anhänger dazu auf, sich als Interview-
er für die in diesem Jahr stattfindende Volkszählung zu bewerben. Derzeit werden in zahlre-
ichen Landkreisen und Städten Ehrenamtliche gesucht, die im Mai in ausgewählten
Haushalten Fragen zu den Lebensumständen der Bürger stellen. Bundesweit werden
Schätzungen zufolge rund 80.000 Interviewer für den Zensus 2011 benötigt. Im Bürokraten-
deutsch heißen sie „Erhebungsbeauftragte“.

Die rechtsextreme NPD verspricht sich durch eine Unterwanderung der Volkszählung, mehr
über „politische Stimmungen im Lande“ zu erfahren - und Linke ausforschen zu können. So
heißt es in dem Aufruf unverblümt: „Der besondere Reiz solcher Haushaltsbefragungen liegt
darin, dass man auch Eindrücke von den persönlichen Lebensverhältnissen des einen oder an-
deren 'Antifaschisten' bekommen kann.“

So könne es „für öffentlich nicht bekannte Anhänger des NPD-Kreisverbandes Dresden
beispielsweise sehr aufschlussreich sein, in der Dresdner Neustadt soziodemographische Dat-
en zu sammeln". Der Stadtteil ist bekannt für seine starke linksalternative Szene.

Das Statistische Landesamt in Sachsen ist von dem NPD-Aufruf alarmiert. Man werde die
Leiter der rund 40 Erhebungsstellen in Sachsen nun noch einmal explizit darauf hinweisen,
die Interviewer zu belehren, sagte Irene Schneider-Böttcher, Präsidentin des Statistischen
Landesamts, der taz am Freitag.

So müssten sich die Befrager per Unterschrift auf eine Geheimhaltung der Daten verpflichten
und dürften mit den Interviews keine anderen Zwecke verfolgen - dies gelte auch „für politis-
che, weltanschauliche und religiöse Zwecke“, so Schneider-Böttcher. Bei Zuwiderhandlung
drohe eine Geld- oder Freiheitsstrafe.

Mitglieder einer bestimmten Partei generell nicht als ehrenamtliche Interviewer zuzulassen
geht nach Ansicht der Präsidentin der sächsischen Statistikbehörde aber nicht - auch die
Überprüfung der politischen Gesinnung der Interviewer sei aus rechtlichen Gründen nicht
möglich. Es stehe aber jedem frei, den Fragebogen selbst und nicht mit dem Interviewer
auszufüllen und per Post oder online an die zuständige Erhebungsstelle zu schicken, sagte
Schneider-Böttcher. Alternativ könne man auch einen anderen Interviewer verlangen.
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Wer allerdings das Ausfüllen der Fragebögen komplett verweigert, riskiert ein Bußgeld von
bis zu 5.000 Euro. Für den Zensus besteht Auskunftspflicht.

Ein Sprecher des Bundesinnenministeriums, das für das Statistische Bundesamt zuständig ist,
verwies am Freitag auf „strenge Auswahlkriterien“, an die sich die Kommunen bei der
Rekrutierung der Interviewer zu halten hätten. So sehe das Bundesstatistikgesetz einen Auss-
chluss von Interviewern vor, wenn „Anlass zu Besorgnis besteht, dass Erkenntnisse aus der
Tätigkeit als Erhebungsbeauftragte zu Lasten der Auskunftspflichtigen genutzt werden“.

Der Zensus 2011 ist die erste Volkszählung seit der von vielen Protesten begleiteten Zählung
1987. In diesem Jahr werden neben einer Zusammenführung und Auswertung bereits vorhan-
dener Verwaltungsdaten rund zehn Prozent der gesamten Bevölkerung stichprobenartig inter-
viewt, etwa zu ihrer Bildung und Ausbildung, ihrem Familienstand oder einem möglichen
Migrationshintergrund.

Außerdem werden Eigentümer von Gebäuden und Wohnungen schriftlich befragt. Hier wur-
den bereits die ersten Fragebögen verschickt, die persönlichen Interviews mit den Bürgerin-
nen und Bürgern sollen am 9. Mai stattfinden.

Eine Sammelbeschwerde von Datenschützern gegen den Zensus 2011 war vom Bundesver-
fassungsgericht im vergangenen Herbst nicht angenommen worden. Die geplante Unterwan-
derung durch Rechtsextremisten könnte die Diskussion um die Volkszählung nun aber neu
aufheizen.

Nächsten Mittwoch treffen sich die die Dienstaufsichtsbehörden der statistischen Ämter des
Bundes und der Länder. Sie werden auch darüber reden, ob „angesichts der NPD-Aktivitäten
noch weitere Vorkehrungen getroffen werden sollen“, hieß es am Freitagnachmittag.
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